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Regierungsratsbeschluss vom 27. September 2016  

 

 

Änderung des Bundesgesetzes über die Landessprachen und die Verständi-
gung zwischen den Sprachgemeinschaften (Sprachengesetz); Vernehmlas-
sung  P161152 
 

 
 
 
 
1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-

genössische Departement des Innern (EDI). 

 

 

Begründung 
Ein Eingreifen des Bundesrates in Bezug auf den Sprachenunterricht ist zum 
heutigen Zeitpunkt verfrüht. Die Ergebnisse des nationalen Bildungsbe-
richts 2018 und die für das Jahr 2019 in Aussicht gestellte Bilanz der EDK 
sind abzuwarten. 
 

                                                                                            
 


